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 Finanzbehörde Senator Dr. Peter T s c h e n t s c h e r 
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III. Richterwahlausschuss Senator Dr. Till S t e f f e n 
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Grundsätze für die Gewährung einer 
Prämie zur Einführung eines betrieblichen 

Eingliederungsmanagements
1. Rechtsgrundlagen

Nach § 102 Absatz 3 Nummer 2 d des Sozialgesetzbuchs 
(SGB) Neuntes Buch (IX) – Rehabilitation und Teil- 
habe behinderter Menschen – in Verbindung mit § 26 c  
der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung 
(SchwbAV) können Arbeitgeber Prämien zur Einfüh-
rung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements 
(BEM) erhalten.

2. Voraussetzungen
Gemäß § 83 Absatz 2 a Nummer 5 SGB IX können in 
einer Integrationsvereinbarung insbesondere Regelun-
gen zur Durchführung einer betrieblichen Prävention 
(betriebliches Eingliederungsmanagement) und zur Ge -
sundheitsförderung getroffen werden. Gemäß § 84 Ab -
satz 3 SGB IX können die Rehabilitationsträger und die 
Integrationsämter Arbeitgeber, die ein betriebliches 
Eingliederungsmanagement einführen, durch Prämien 
oder einen Bonus fördern.
Das betriebliche Eingliederungsmanagement verfolgt 
das Ziel, im Betrieb, mit den dort vorhandenen Akteu-
ren und Strukturen sowie unter Nutzung der dort gege-
benen oder herstellbaren spezifischen Potentiale Men-
schen gesund und arbeitsfähig zu halten; es betrifft also 
nicht nur schwerbehinderte Menschen. Die Vorteile 
kommen allen zugute: den Unternehmen, den betroffe-
nen Beschäftigten, aber auch den sozialen Sicherungs-
systemen.
Ein Konzept zum betrieblichen Eingliederungsmanage-
ment soll über die Mindestanforderungen der Präven-
tion gemäß § 84 Absatz 2 SGB IX hinausgehen. Formal 
soll die Vereinbarung über ein betriebliches Eingliede-
rungsmanagement den sog. SMART-Kriterien
– Spezifisch (Ziele müssen eindeutig definiert sein),
– Messbar (Ziele müssen messbar sein),
– Akzeptabel (Ziele müssen von den Empfängern ak-

zeptiert sein),
– Realistisch (Ziele müssen erreichbar sein),
– Terminiert (Ziele müssen Terminvorgaben haben)
entsprechen1) .

3. Auswahlkriterien und Auswahlverfahren
Prämiert werden sollen Beispiele für ein besonders gutes 
Eingliederungsmanagement, das spezifische betriebli-
che Ideen beinhaltet. Lediglich allgemeine Anhalts-
punkte genügen den Anforderungen nicht. Es soll Wert 
darauf gelegt werden, dass die Vereinbarung „mit 
Leben“ gefüllt und in messbaren Ergebnissen darstell-
bar ist. Eine Bewertung wird nur durch Auswertung 
verschiedener Vereinbarungen möglich. Die Beteiligung 
des Integrationsamtes ist kein ausreichendes Kriterium 
für die Bewertung. Da Wert auf die Einführung des Ein-
gliederungsmanagements gelegt wird, kommt naturge-
mäß eine wiederholte Berücksichtigung von Vereinba-
rungen nicht in Betracht.
Für eine Prämierung kommen nur solche Arbeitgeber in 
Betracht, die
– ihre Beschäftigungsquote erfüllt haben oder nach-

weisbare und spürbare Maßnahmen ergriffen haben, 
um die Beschäftigungsquote zu steigern oder nicht 
beschäftigungspflichtig sind,

– über Interessenvertretungen im Sinne der §§ 93 und 
94 SGB IX verfügen und insbesondere die Schwerbe-

hindertenvertretung systematisch in den BEM-Pro-
zess eingebunden ist,

– einen Arbeitgeberbeauftragten nach § 98 SGB IX 
bestellt haben und

– bereits eine Integrationsvereinbarung abgeschlossen 
haben und diese Regelungen zum Eingliederungsma-
nagement ergänzen bzw. die Regelungen zum Ein-
gliederungsmanagement im Rahmen einer Integrati-
onsvereinbarung treffen.

 Inhaltlich müssen die Vereinbarungen zum betrieb-
lichen Eingliederungsmanagement besondere Regelun-
gen für schwerbehinderte Menschen beinhalten bzw. 
deren Belange in besonderer Weise berücksichtigen, 
sowie sich an den folgenden drei Phasen orientieren und 
diesbezüglich Regelungen beinhalten:
1. Ein System zum Erkennen von Problemen, d. h., dass 

ein „Frühwarnsystem“ im Betrieb bestehen muss. 
Zufällig (z. B. sich aus Gesprächen ergebende) und 
routinemäßig (Fehlzeiten, Ergebnisse betriebsmedi-
zinischer Untersuchungen, Ergebnisse aus Mitarbei-
terbefragungen usw.) ermittelte Daten müssen – unter 
Wahrung der Persönlichkeitsrechte der Betroffenen – 
gesichtet, bewertet und auf evtl. bestehenden Klä-
rungs- und Handlungsbedarf beurteilt und verarbei-
tet werden.

2. Integrationsteam im Unternehmen für die Verarbei-
tung, Entscheidung und Umsetzung.

 Die Zusammenarbeit der verschiedenen betriebli-
chen Akteure in einem gemeinsamen Integrations-
team als zentrale Schaltstelle muss geregelt sein.

 Das Integrationsteam ist die Sammelstelle für alle 
Informationen aus Phase 1. Die Daten müssen im 
Integrationsteam erörtert, verarbeitet und bewertet 
werden.

 Das Integrationsteam steuert die internen und exter-
nen Prozesse. Es trifft die Entscheidungen für allge-
meine oder individuelle Maßnahmen und behält die 
Verantwortung für die Umsetzung und Qualitätssi-
cherung der eingeleiteten Maßnahmen bis zur 
Nachsorge.

 Schließlich arbeitet das Integrationsteam auch mit 
den externen Partnern zusammen und sorgt hier für 
eine hinreichende Vernetzung. Die Einleitung und 
Steuerung der konkret eingeleiteten Maßnahmen 
liegt beim Integrationsteam.

3. Dokumentation und Evaluierung
 Die Dokumentation ist eine Grundvoraussetzung für 

Ergebnissicherung, Verbesserungsprozesse, Auswer-
tung und Erfolgskontrolle.

4. Prämienvergabe
Für die Prämierung können sich bewerben:
– Klein- und Mittelbetriebe bis 250 Beschäftigte,
– Großbetriebe,
– öffentliche Unternehmen sowie
– der Öffentliche Dienst.
Der Betriebssitz/die Dienststelle muss in Hamburg sein.
Über die Prämie entscheidet eine durch den Beratenden 
Ausschuss für behinderte Menschen beim Integrations-
amt legitimierte Jury, der auch die Senatskoordinatorin 
für behinderte Menschen in Hamburg angehört.
Dabei werden die eingereichten Vereinbarungen und 
deren Umsetzung, insbesondere die daraus resultieren-

1)  https://de.wikipedia.org/wiki/ 
SMART_(Projektmanagement)
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den vorzeigbaren positiven Ergebnisse, in Vergleich ge-
setzt.
Es können bis zu drei Prämien in Höhe von jeweils  
10 000,– Euro vergeben werden. Bei mehreren prämie-
rungswürdigen Vereinbarungen soll deren Rangfolge 
nicht bewertet und daher identische Prämien vergeben 
werden.
Dabei wird mindestens eine Prämie an ein Unterneh-
men mit weniger als 250 Beschäftigte vergeben und 
mindestens eine Prämie an ein Unternehmen ab 250 
Beschäftigte.
Der Öffentliche Dienst erhält keine Prämie, hier wird 
gegebenenfalls eine Anerkennung ausgesprochen.
Die Preisträger erklären sich bereit, dass das Integra-
tionsamt die Prämierung öffentlichkeitswirksam unter 
Benennung der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie 
und Integration – Integrationsamt Hamburg – darstellt.

5. Antragstellung
Prämierungen und die Modalitäten für eine Bewerbung 
werden im Internetauftritt des Integrationsamtes veröf-
fentlicht und können darüber hinaus auch auf andere 
Weise bekannt gemacht werden.
Bewerbungen sind formlos bei der Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration, Integrationsamt 
Hamburg, Hamburger Straße 47, 22083 Hamburg, Tele-
fon: 040 / 4 28 63 - 28 58, einzureichen.
Dem Antrag ist eine Erklärung beizufügen, bei welchen 
anderen Stellen ebenfalls Anträge auf eine Prämie 
gestellt worden sind.
Ein Rechtsanspruch auf eine Prämierung sowie eine 
wiederholte Prämierung sind ausgeschlossen.

Hamburg, den 27. Januar 2016

Die Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration

Amtl. Anz. S. 443

Anhörungsverfahren im 
Planfeststellungsverfahren für die 

Verlegung des Bahnhofes Hamburg-Altona
Die DB Netz AG (Vorhabensträgerin) beabsichtigt die 

Verlegung des Bahnhofes Hamburg-Altona. Es ist geplant, 
den bestehenden und für den Fern- und Regionalverkehr 
genutzten Kopfbahnhof Altona durch einen im Bereich der 
jetzigen S-Bahn-Station Diebsteich neu zu errichtenden 
Durchgangsbahnhof zu ersetzen. Die S-Bahn-Station Al -
tona soll bestehen bleiben und die S-Bahn-Station Diebs-
teich in den neuen Durchgangsbahnhof integriert werden.

Für diese Maßnahme hat die Vorhabensträgerin beim 
als Planfeststellungsbehörde zuständigen Eisenbahn-Bun-
desamt, Außenstelle Hamburg/Schwerin, die Planfeststel-
lung gemäß § 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) 
beantragt. Für die Durchführung des Anhörungsverfahrens 
nach §§ 18 a AEG, 73 des Hamburgischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (HmbVwVfG) ist die Behörde für Wirt-
schaft, Verkehr und Innovation (Rechtsamt) zuständig (§ 3 
des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des 
Bundes in Verbindung mit Abschnitt I der Anordnung über 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens).

Mit dem Vorhaben einschließlich der landschaftspflege-
rischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einhergehen 
werden bau-, anlage- und betriebsbedingte Beeinträchti-
gungen benachbarter Areale und baulicher Anlagen durch 
unmittelbare Inanspruchnahmen (z. B. Grunderwerb oder 
bauzeitliche Flächennutzungen) oder mittelbare Auswir-

kungen (z. B. Schalleinwirkungen aus Baulärm oder dem 
späteren Betrieb). Für die Herstellung der landschaftspfle-
gerischen Ersatzmaßnahmen werden teilweise auch Flä-
chen abseits des eigentlichen Vorhabens im Naturschutzge-
biet Wittmoor bei Duvenstedt und in der Nähe des S-Bahn-
hofs Hamburg-Rissen beansprucht.

Das Vorhaben bedarf nach § 3 a des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung, die im Zuge des Planfeststellungsver-
fahrens von der Planfeststellungsbehörde vorgenommen 
werden wird. Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann 
durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden. Die 
ausgelegten Planunterlagen, insbesondere die Umweltver-
träglichkeitsuntersuchung, der landschaftspflegerische Be -
gleitplan und die schall- und erschütterungstechnischen 
Untersuchungen, enthalten auch die entscheidungserhebli-
chen Unterlagen über die Umweltauswirkungen nach § 6 
UVPG.

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des 
Vorhabens ergeben, liegen samt den Unterlagen über die 
Umweltauswirkungen vom 14. März 2016 bis zum 13. April 
2016 zur Einsicht aus im

–  Bezirksamt Altona, Zentrum für Wirtschaftsförderung, 
Bauen und Umwelt, Servicezentrum, Jessenstraße 1 (Fo-
yer), 22767 Hamburg (montags 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
dienstags 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr, donnerstags 8.00 Uhr 
bis 15.30 Uhr);

–  Bezirksamt Eimsbüttel, Zentrum für Wirtschaftsförde-
rung, Bauen und Umwelt, – WBZ 32 –, Grindelberg 62 
(Erdgeschoss/Foyer), 20144 Hamburg (montags 12.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr, dienstags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, don-
nerstags 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr, freitags 8.00 Uhr bis 
12.00 Uhr);

–  Bezirksamt Wandsbek, Zentrum für Wirtschaftsför-
derung, Bauen und Umwelt, Schloßgarten 9 (Foyer), 
22041 Hamburg (montags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, diens-
tags 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags 8.00 Uhr bis 
18.00 Uhr, freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr).

An Wochenenden sowie gesetzlichen Feiertagen sind 
die Behörden geschlossen.

Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrich-
tigung der Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 Hmb-
VwVfG von der Auslegung des Plans.

Gemäß § 73 Absatz 4 HmbVwVfG kann jede Person, 
deren Belange durch das Vorhaben berührt wird, bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, also bis zum  
27. April 2016, schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Rechts-
amt, Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg, oder einem der 
vorstehend genannten Bezirksämter Einwendungen gegen 
den Plan erheben. Die Versendung einer E-Mail genügt 
nicht. Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung 
nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbe-
helfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Ent-
scheidung nach § 74 HmbVwVfG einzulegen, können 
innerhalb der vorstehend angegebenen Einwendungsfrist 
Stellungnahmen zu dem Plan bei den vorgenannten Stellen 
abgeben.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist, das heißt nach dem 
27. April 2016, sind alle Einwendungen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, sowie Stellung-
nahmen von Vereinigungen ausgeschlossen (§ 73 Absatz 4 
HmbVwVfG). Die Frist ist eine gesetzliche Ausschlussfrist 
und kann nicht verlängert werden.

Diese Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen 
stellt auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den 
Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 9 Absatz 1 
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UVPG dar. Es besteht daher ebenfalls die Gelegenheit, sich 
innerhalb der genannten Frist zu den Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens zu äußern.

Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Ein-
wendungen und Stellungnahmen, die sich auf die Schutz-
güter nach § 2 Absatz 1 UVPG beziehen, nur auf dieses 
Verwaltungsverfahren.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfäl-
tigter gleichlautender Texte eingereicht worden sind, gilt 
für das Planfeststellungsverfahren derjenige Unterzeichner 
als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit sei-
nem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertre-
ter bezeichnet ist, soweit er nicht von den Unterzeichnern 
als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur 
eine natürliche Person sein. Einwendungen, die die genann-
ten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten oder bei denen der 
Vertreter keine natürliche Person ist, können unberück-
sichtigt bleiben; dasselbe gilt insoweit, als Unterzeichner 
ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich 
angegeben haben (§ 17 HmbVwVfG).

Nach Ablauf der Einwendungsfrist können die wie vor-
stehend beschrieben eingegangenen Einwendungen und 
Stellungnahmen sowie die Äußerungen zu den Umweltaus-
wirkungen mit der Vorhabensträgerin, den Behörden, den 
Betroffenen, den Personen, die Einwendungen erhoben 
haben sowie den Vereinigungen erörtert werden (§ 18 a 
AEG).

Soweit erörtert werden soll, wird der Erörterungstermin 
mindestens eine Woche vorher im Amtlichen Anzeiger 
bekannt gemacht. Die Behörden, die Vorhabensträgerin, 
diejenigen, die wie vorstehend beschrieben Einwendungen 
erhoben oder sich zu den Umweltauswirkungen geäußert 
haben sowie die Vereinigungen, die wie vorstehend 
beschrieben Stellungnahmen abgegeben haben, werden in 
diesem Fall von dem Erörterungstermin benachrichtigt. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist.

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der 
Vorhabensträgerin von dem Erörterungstermin mehr als 50 
Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese Be  nach-
 richtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden. Das Gleiche gilt für die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen (Planfeststellungsbeschluss), 
wenn außer an die Vorhabensträgerin mehr als 50 Zustel-
lungen vorzunehmen sind.

Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die 
Planunterlagen, durch die Erhebung von Einwendungen 
und Stellungnahmen oder durch die Teilnahme am Erörte-
rungstermin entstehen, können nicht erstattet werden.

Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den 
Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzuse-
hen (§ 73 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes), 
dürfen auf den vom Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer 
Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die ge-
planten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Verände-
rungen nicht vorgenommen werden (Veränderungssperre) 
(§ 19 Absatz 1 AEG).

Die Planunterlagen sowie allgemeine Informationen 
zum Anhörungsverfahren sollen ab dem Beginn der Ausle-
gung auch im Internet unter der Adresse 

http://www.hamburg.de/bwvi/ 
np-aktuelle-planfeststellungsverfahren/

veröffentlicht werden. Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der 
zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27 a Absatz 1 Satz 4 
HmbVwVfG).

Hamburg, den 8. März 2016

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 
– Anhörungsbehörde – Amtl. Anz. S. 444

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Ahmed Abo Islam ABD 

ALLAH, letzte bekannte Anschrift: unbekannt, ist un -
bekannt. In der Behörde für Inneres und Sport, Johannis-
wall 4, 20095 Hamburg, liegt vom 8. März 2016 bis zum  
22. März 2016 in der Pförtnerloge ein Schriftstück des LfV 
Hamburg an Herrn Abd Allah vom 26. Januar 2016 mit dem 
Aktenzeichen: V12-031-S-050 001-42/15 zur Abholung be -
reit. Das Schriftstück wird öffentlich zugestellt. Es können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können.

Hamburg, den 8. März 2016

Die Behörde für Inneres und Sport
Amtl. Anz. S. 445

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Daniel Jay Perez Martinez, 

letzte bekannte Anschrift: Schleißheimerstraße 259, 80809 
München, ist unbekannt. In der Behörde für Inneres und 
Sport, Johanniswall 4, 20095 Hamburg, liegt vom 8. März 
2016 bis zum 22. März 2016 in der Pförtnerloge ein 
 Schriftstück des LfV Hamburg an Herrn Perez Marti- 
nez vom 14. September 2015 mit dem Aktenzeichen:  
V12-031-P-492002/15 zur Abholung bereit. Das Schrift-
stück wird öffentlich zugestellt. Es können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.

Hamburg, den 8. März 2016

Die Behörde für Inneres und Sport
Amtl. Anz. S. 445

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Nayendi Marte Sanchez, zu -

letzt bekannte Anschrift: Koldingstraße 14 bei R. de los 
Santos, 22769 Hamburg, ist unbekannt.

Beim Bezirksamt Hamburg-Mitte, Klosterwall 8, Erdge-
schoss, 20095 Hamburg, wird am 14. März 2016 zur öffent-
lichen Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt geän-
dert am 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418), eine Benach-
richtigung ausgehängt, dass für den Genannten ein Schrei-
ben im Fachamt Jugend- und Familienhilfe, Klosterwall 8, 
Zimmer 223, 20095 Hamburg, montags oder donnerstags 
zwischen 9.00 Uhr und 15.00 Uhr zur Abholung bereitliegt.

Die Zustellung gilt nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes am 29. März 2016 als bewirkt.

Hamburg, den 15. Februar 2016

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 445
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Öffentliche Ausschreibung

Vergabenummer: 16 A 0072

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:

 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

 Vergabe: 16 A 0072

 Metallbauarbeiten

 63421 K 1301 
Ersatzneubau Halle 5/Bundesanstalt für Wasserbau

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 

Kein elektronisches Vergabeverfahren

d) Art des Auftrages:

 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:

 Bundesanstalt für Wasserbau,  
Wedeler Landstraße  157, 22559 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:

Metallbauarbeiten

Kurzbeschreibung:

– Eingeschossige Halle,  
Abmessung L/B ca. 75,50/16,00 m

– Außenwandbekleidung aus Metallsandwichpaneelen 
+ UK, ca 452 m²

– Dachbekleidung aus Metallsandwichpaneelen,  
ca. 21 m²

– Stahlbaukonstruktion Pumpenhaus-Anbau,  
ca. 1,75 to

– Gitterrostpodest + Treppe (4 Stg.)  
im Pumenhausanbau, ca. 0,23 to

– wärmegedämmte Stahlfenster,  
Abmessung 2,63/1,51m, 7 Stck.

– wärmegedämmte Stahlfenster,  
Abmessung 0,76/1,51m, 2 Stck.

– wärmegedämmte Stahlfenster,  
Abmessung 0,76/1,26m, 2 Stck.

– wärmegedämmte Stahltüren, 2-flg.,  
Abmessung 2,50/2,50m, 3 Stck.,

– wärmegedämmte Stahltüren, 1-flg.,  
Abmessung 1,25/2,50m, 2 Stck.

– wärmegedämmte Stahltür, 1-flg.,  
Abmessung 1,125/2,00m, 1 Stck.

– Innenstahltür, 1-flg.,  
Abmessung 0,885/2,135m, 5 Stck.

– Innenstahltür, 1-flg.,  
Abmessung 1,135/2,135m, 1 Stck.

– Innenstahltür, 1-flg., T30,  
Abmessung 0,885/2,135m, 2 Stck.

– Innenstahltür, 2-flg.,  
Abmessung 2,26/2,135m, 1 Stck.

– elt. betriebenes Sektionaltor,  
Abmessung 3,25/3,30m, 1 Stck.

– elt. betriebenes Sektionaltor, Abmessung 
3,44/2,47m, 1 Stck.

– elt. betriebenes Rolltor,  
Abmessung 3,50/2,975m, 1 Stck.

– Rammschutzgeländer, L= 6,50 m 

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfristen:

 Beginn der Ausführung: 9. November 2016

 Fertigstellung: 3. März 2017

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:

 bei Vergabestelle@bba.hamburg.de

 Bewerbungsschluss: 18. März 2016

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: 10,– Euro

 Zahlungsweise: Banküberweisung

 Empfänger: siehe Buchstabe a)

 Kontonummer: 1 027 210 333, BLZ: 200 505 50,  
Geldinstitut: Hamburger Sparkasse

 IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210 333

 BIC-Code: HASPDEHHXXX

 Verwendungszweck:  
Kauf der Verdingungsunterlagen 16 A 0072

 Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so 
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine 
Unterlagen.

 Hinweis:

 Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 
wenn

– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-
geben wurde,

– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter- 
lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle 
(siehe Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist.

 Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:

 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:

 12. April 2016, 11.00 Uhr 
Ort: siehe Buchstabe a)

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:
 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 

Vertreter.

u) Nachweise zur Eignung:
 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 

der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 12. Mai 2016

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:
 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)
 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) Sonstige Angaben:
 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 

erteilt: Vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 2. März 2016

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 184

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 16 A 0073

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:
 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

 Vergabe: 16 A 0073
 Gas-, Wasser- und Entwässerungsanlagen
 63421 K 1301 

Ersatzneubau Halle 5/Bundesanstalt für Wasserbau

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Kein elektronisches Vergabeverfahren

d) Art des Auftrages:
 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:
 Bundesanstalt für Wasserbau,  

Wedeler Landstraße  157, 22559 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:
– 100 m PP-Rohr DN 100
– 1 St Hausanschluss DN 65
– 10 m Druckrohr PEh DN 40
– 440 m Edelstahlrohr 15 x 1 mm bis 42 x 1,5 mm
– 5 St Ausgussbecken mit Zubehör
– 8 St Flanschenrohre FF Länge 400 bis 6.000 mm
– 3 St Plattenschieber DN 500/250/200
– 230 m Gasrohr Edelstahl 18 x 1 bis 35 x 1,5 mm

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfristen:
 Beginn der Ausführung: 30. Mai 2016
 Fertigstellung: 30. Juni 2017

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
 bei Vergabestelle@bba.hamburg.de
 Bewerbungsschluss: 18. März 2016

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: 10,– Euro
 Zahlungsweise: Banküberweisung
 Empfänger: siehe Buchstabe a)
 Kontonummer: 1 027 210 333, BLZ: 200 505 50,  

Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
 IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210 333
 BIC-Code: HASPDEHHXXX
 Verwendungszweck:  

Kauf der Verdingungsunterlagen 16 A 0073
 Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so 

ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine 
Unterlagen.

 Hinweis:
 Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 

wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter- 

lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle 
(siehe Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist.
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 Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:

 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:

 13. April 2016, 11.00 Uhr 
Ort: siehe Buchstabe a)

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

u) Nachweise zur Eignung:

 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 13. Mai 2016

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) Sonstige Angaben:

 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 
erteilt: Vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 2. März 2016

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 185

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 16 A 0074

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:
 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
 Vergabe: 16 A 0074
 Heizanlagen und Raumlufttechnische Anlagen
 63421 K 1301 

Ersatzneubau Halle 5/Bundesanstalt für Wasserbau

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Kein elektronisches Vergabeverfahren

d) Art des Auftrages:
 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:
 Bundesanstalt für Wasserbau,  

Wedeler Landstraße  157, 22559 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:
– 1 St Wärmeübergabestation
– 4 St Umwälzpumpen
– 680 m Gewinderohr R 3/8“ bis R 1 ¼“
– Diverse Absperrventile
– 2 St Stahlröhrenradiator
– 4 St Raumtemperaturregler
– 19 St Deckenstrahlplatten
– 2 St Abluftsysteme DN 315 und DN 100

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfristen:
 Beginn der Ausführung: 27. Juni 2016
 Fertigstellung: 21. Juli 2017

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
 bei Vergabestelle@bba.hamburg.de
 Bewerbungsschluss: 18. März 2016

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: 10,– Euro
 Zahlungsweise: Banküberweisung
 Empfänger: siehe Buchstabe a)
 Kontonummer: 1 027 210 333, BLZ: 200 505 50,  

Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
 IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210 333
 BIC-Code: HASPDEHHXXX
 Verwendungszweck:  

Kauf der Verdingungsunterlagen 16 A 0074
 Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so 

ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine 
Unterlagen.
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 Hinweis:

 Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 
wenn

– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-
geben wurde,

– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter- 
lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle 
(siehe Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist.

 Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:

 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:

 13. April 2016, 10.00 Uhr 
Ort: siehe Buchstabe a)

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

u) Nachweise zur Eignung:

 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 13. Mai 2016

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) Sonstige Angaben:
 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 

erteilt: Vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 2. März 2016

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 186

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 16 A 0077

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:
 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
 Vergabe: 16 A 0077
 Erweiterter Rohbau
 63421 K 1301 

Ersatzneubau Halle 5/Bundesanstalt für Wasserbau

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Kein elektronisches Vergabeverfahren

d) Art des Auftrages:
 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:
 Bundesanstalt für Wasserbau,  

Wedeler Landstraße  157, 22559 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:
Rohbauarbeiten
Erdarbeiten, Stahlbetonarbeiten inkl. WU-Beton, Mau-
erwerksarbeiten, Putzarbeiten, Estricharbeiten
Kurzbeschreibung:
– Eingeschossige Halle,  

Abmessung L/B ca. 75,50/16,00 m
– Außenwände aus Leichthochlochziegel  

und STB-Stützen
– Ein Teilsegment der Halle als  

Wasser-Hochbehälter in WU-Konstruktion  
(weiße Wanne) für 1400 m³ Volumen,  
Abmessung Behälter L/B/H 18,40/15,79/6,27 m

– Bodenaushub, ca. 790 m³
– Verdichtung Gründungssohle ca. 1105 m²
– Kapilarbrechende Schicht ca. 717 m²
– Sauberkeitsschicht ca. 1103 m²
– Perimeterdämmung horiz. und Folie ca. 717 m²
– Streifenfundamente ca. 40 m³
– STB-Sohlplatte, d=20 cm, Halle ca. 155 m³
– STB-Stützen, L=3,0 m, im Mauerwerk, 23 Stck.
– STB-Stützen, L=4,06 m, freistehend, 9 Stck.
– STB-Balken, B/H 30/30-35 cm, ca. 4,5 m³
– WU-STB-Sohlplatte, d=30 cm, ca. 97,7 m³
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– WU-STB-Wände, d=40 cm, ca. 157 m³
– WU-STB-Kranz bzw. UZ, ca. 16,3 m³
– STB-Deckenplatten, ca. 29,5 m²
– Betonstahl 68,2 to
– Außenwand-Leichthochlochziegel,  

36,5 cm, ca. 179 m²
– Innenwand-Leichthochlochziegel, 30,0 cm, ca. 50 m²
– Ziegel-U-Schalen/Ringanker, ca. 96 m
– Innenwände KS-L, d=11,5/15,0/17,5 cm, ca. 315,5 m²
– KS-U-Schale für Innenwände, ca. 107,5 m
– Industrie-Hartstoffestich,  

inkl. Kugelstrahlen-Vorbehandlung, ca. 736 m²
– Spritzbewurf Putz, ca. 485 m²
– Kalkzementputz innen, ca. 301 m²
– Kalkzementputz außen, ca. 184 m²
– Sockelputz, ca. 21,5 m² 

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfristen:
 Beginn der Ausführung: 13. Juni 2016
 Fertigstellung: 19. Mai 2017

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
 bei Vergabestelle@bba.hamburg.de
 Bewerbungsschluss: 18. März 2016

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: 10,– Euro
 Zahlungsweise: Banküberweisung
 Empfänger: siehe Buchstabe a)
 Kontonummer: 1 027 210 333, BLZ: 200 505 50,  

Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
 IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210 333
 BIC-Code: HASPDEHHXXX
 Verwendungszweck:  

Kauf der Verdingungsunterlagen 16 A 0077
 Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so 

ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine 
Unterlagen.

 Hinweis:
 Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 

wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter- 

lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle 
(siehe Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist.

 Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:
 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:
 12. April 2016, 10.00 Uhr 

Ort: siehe Buchstabe a)
 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 

Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:
 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 

Vertreter.

u) Nachweise zur Eignung:
 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 

der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 12. Mai 2016

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:
 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)
 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) Sonstige Angaben:
 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 

erteilt: Vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 2. März 2016

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 187

Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 16 A 0083

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
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Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:
 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
 Vergabe: 16 A 0083
 Zimmer- und Dacharbeiten
 63421 K 1301 

Ersatzneubau Halle 5/Bundesanstalt für Wasserbau

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 
Kein elektronisches Vergabeverfahren

d) Art des Auftrages:
 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:
 Bundesanstalt für Wasserbau,  

Wedeler Landstraße  157, 22559 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:
Zimmerer- und Dacharbeiten
Kurzbeschreibung:
– Nagelplattenbinder, Spannweite 15,36 m, 70 Stck.
– Rauspundschalung Dachfläche, ca. 1365 m²
– Sichtschalung auf Giebelseiten und  

Dachunterschläge, ca. 209 m²
– Trennschicht G 200 DD auf Rauspundschalung,  

ca. 1365 m²
– Dachabdichtung aus EPDM-Bahnen, ca. 1365 m²
– 2 Stck. Lichtkuppeln, 100 x 200 cm
– Regenrinnen ca. 153 m, Regenfallleitungen ca. 50 m
– Mineralwolledämmung und Dampfsperre  

in Untergurtebene, ca. 1380 m²
– Deckenbekleidung aus Holzwolle-Akustikplatten, 

inkl. UK, ca. 427 m²
– F90 – GK Deckenbekleidung, inkl. UK, ca. 119 m²
– GK- Deckenbekleidung, inkl. UK, ca. 31 m²

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfristen:
 Beginn der Ausführung: 19. September 2016
 Fertigstellung: 3. März 2017

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
 bei Vergabestelle@bba.hamburg.de
 Bewerbungsschluss: 18. März 2016

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: 10,– Euro
 Zahlungsweise: Banküberweisung
 Empfänger: siehe Buchstabe a)
 Kontonummer: 1 027 210 333, BLZ: 200 505 50,  

Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
 IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210 333
 BIC-Code: HASPDEHHXXX
 Verwendungszweck:  

Kauf der Verdingungsunterlagen 16 A 0083

 Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so 
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine 
Unterlagen.

 Hinweis:
 Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 

wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter- 

lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle 
(siehe Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers einge-
gangen ist.

 Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:
 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:
 13. April 2016, 12.00 Uhr 

Ort: siehe Buchstabe a)
 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 

Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:
 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 

Vertreter.

u) Nachweise zur Eignung:
 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 

der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 13. Mai 2016
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w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x) Sonstige Angaben:

 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 
erteilt: Vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 2. März 2016

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 188

Öffentliche Ausschreibung

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer 
Zentrale Vergabestelle K 5 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg 
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 94, Telefax: 040 / 4 27 31 - 34 48 
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und  
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Die Vergabeunterlagen werden auf CD an Sie versandt. 
Auf Nachfrage besteht die Möglichkeit, Ihnen die 
Unterlagen, gegen Erstattung eines erhöhten Kostenbei-
trags in Höhe von insgesamt 26,– Euro, auch in Papier-
form (Angebotsheftung) zu übersenden. In diesem Fall 
überweisen Sie bitte den erhöhten Kostenbeitrag.

Die Abgabe des Angebots hat weiterhin ausschließlich 
in Papierform zu erfolgen, wir bitten sie aber, Ihr 
bepreistes Leistungsverzeichnis zusätzlich als Angebots-
datei (d84, p84 oder x84) beizufügen.

d) Öffentliche Ausschreibung

e) Hamburg Wandsbek – Sasel/Bergstedt

f) Vergabenummer: ÖA-K5-140/16

Bauvorhaben: Maßnahme zu Erhöhung der Verkehrssi-
chereit, Knoten Saseler Chaussee/Stadtbahnstraße.

Wesentliche Leistungen: 

– Asphaltbefestigungen ausbauen  850 m²

– Asphaltdeckschicht fräsen/einbauen  8.280 m²

– Asphaltbinderschicht fräsen/einbauen  5.650 m²

– Asphalttragschicht fräsen/einbauen  2.200 m²

– Vollausbau Bk 32, vollgebundener Aufbau  2.150 m²

– Betonflächen herstellen  330 m²

– Überfahrt/Parkstand herstellen  605 m²

– Nebenflächen befestigt herstellen  3.080 m²

– Grünflächen herstellen  750 m²

– Einbau von Granitborden, HB, TB  1.110 m

– Einbau von Kasseler Sonderborden  96 m

– Einbau von Abgrenzungssteinen  310 m

– Bäume pflanzen  6 Stück

– Straßenabläufe herstellen 52 Stück

– Anschlussleitungen für Straßenabläufe 
herstellen  210 m

– Anschlussleitungen für Straßenabläufe  
sanieren mittels Inliner  110 m

g) Entfällt

h) Entfällt

i) Beginn: 9. Juni 2016 
Ende Straßenbau: 30. Oktober 2016, 
Ende Entwicklungspflege: 1. Oktober 2019

j) Nebenangebote sind nicht zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und 
Einsichtnahme vom 3. März 2016 bis 14. April 2016, 
montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.
Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen  
RB5/ZVA, Zimmer E 1.272 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27

l) Höhe des Kostenbeitrages: 5,– Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.
Empfänger:  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
IBAN DE50 2001 0020 0375 2022 05,  
BIC PBNKDEFF200 Hamburg 
Geldinstitut: Postbank Hamburg
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der 
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und 
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungs- 
schreiben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt

n) Die Angebote können bis zum 19. April 2016 um 9.30 
Uhr eingereicht werden.

o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Eröffnungsstelle RV/ZVA, Zimmer E 01.421, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 19. April 
2016 um 9.30 Uhr.
Anschrift: siehe Buchstabe o).
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit 
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nachun-
ternehmen beizubringen.
Auf gesondertes Verlangen sind folgende Nachweise 
und Angaben vorzulegen:
Benennung des/der Geschäftsführer(s) bzw. sonstigen 
verantwortlich handelnden Personen, für die die Verga-
bestelle eine Abfrage beim Register zum Schutz fairen 
Wettbewerbs durchführen muss; Name, Vorname, 
Geburtsdatum und Geburtsort dieser Personen; Einwil-
ligung dieser Personen in die Nutzung ihrer Daten für 
die Abfrage beim Register zum Schutz des fairen Wett-
bewerbs.
Bei Bietergemeinschaften wird jedes Einzelunterneh-
men und deren Geschäftsführung abgefragt.
Qualifikationsnachweis Verkehrssicherung MVAS, Be-
nennung und Qualifikationsnachweis SiGeKo, Erläute-
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rung Bauablauf, Qualifizierter Fachagrarwirt für Baum-
pflege/Baumsanierung, Benennung Prüflabor und Qua-
lifikationsnachweis durch Vorlage der Akkreditierungs-
urkunde.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 19. Mai 2016 um 24.00 Uhr.

w) Beschwerdestelle: 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer,  
Geschäftsführer (GF),  
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,  
Telefax: 040 / 4 27 31 - 34 58

Hamburg, den 1. März 2016

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 189

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)  Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg
Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg, Einkauf/Vergabe,  
Ausschreibungsmanagement VOB U 42 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe
Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
Internet-Adresse(n):  
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/ 
des Auftraggebers: 
http://www.hamburg.de/schulbau/
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen 
(ein schließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chen Dialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2)  Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3)  Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag  
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1)  Beschreibung

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen 
Auftraggeber:
Neubau der Mensa+ und Einschub an den Schu-
len am Sachsenweg hier: Tiefgründung; Erdbau-
arbeiten; Gerüstbauarbeiten.

II.1.2)  Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Bauauftrag

Hauptort der Ausführung, Lieferung  
oder Dienst leistungserbringung: 

Sachsenweg 74-76, 22455 Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3)  Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen 
Auftrag.

II.1.4)  Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5)  Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Der Campus Schulen am Sachsenweg beherbergt 
das Gymnasium Ohmoor, die Stadtteilschule 
Niendorf und die Grundschule Sachsenweg und 
liegt im Hamburger Stadtteil Niendorf. 

Der Neubau „Mensa+“ umfasst einen zweige-
schossigen freistehenden Neubau in Massiv-bau-
weise und beherbergt folgende Funktionen: 
Mensa mit angeschlossener Vollküche, Biblio-
thek, Fachklassen, Sanitär- und Nebenräume. 
Die BGF des Gebäudes beträgt ca. 2250 m². Die 
Baustelle ist über die Straße Sachsenweg unab-
hängig vom Schulbetrieb anfahrbar.

Beginn und Abschluss der gesamten Baumaß-
nahmen: voraussichtlich Mai 2016 bis September 
2017.

Hier:

Los 1 Tiefgründung;

Los 2 Erdbauarbeiten;

Los 3 Gerüstbauarbeiten.

II.1.6)  Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge 
(CPV)

Hauptgegenstand: 45214210

II.1.7)  Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8)  Lose

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9)  Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2)  Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1)  Gesamtmenge bzw. -umfang:

Gemäß Kostenschätzung beträgt der Auftrags-
wert für alle Lose ca. 267.900,– Euro (netto).

Geschätzter Wert ohne MwSt: 267.900,– Euro

II.2.2)  Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3)  Vertragslaufzeit bzw.  
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Laufzeit: –
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ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFT LICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE INFORMATIONEN

III.1)  Bedingungen für den Auftrag

III.1.1)  Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2)  Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3)  Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Be-
dingungen zugelassen: Bietergemeinschaften sind 
zugelassen, wenn jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet und dem 
Auftraggeber ein Ansprechpartner benannt und 
mit unbeschränkter Vertretungsbefugnis ausge-
stattet wird.

III.1.4)  Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2)  Teilnahmebedingungen

III.2.1)  Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers 
so wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in 
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER Nachweis über den Eintrag im Handelsre-
gister nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvor-
schrift bzw. Nachweis des Eintrags in der Hand-
werkerrolle zum Nachweis der Fachkunde (gültig 
und den aktuellen Stand abbildend).

III.2.2)  Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER

–  Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 
(gültig und nicht älter als 12 Monate),

–  Bescheinigung in Steuersachen (gültig und 
nicht älter als 12 Monate),

–  Umsätze aus den drei Jahren 2012, 2013 und 
2014,

und

– gültige Freistellungsbescheinigung.

III.2.3)  Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER mindestens 3 Referenzen zu vergleichba-
ren Leistungen nicht älter als drei Jahre.

III.2.4)  Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3)  Besondere Bedingungen für  
Dienstleistungsaufträge

III.3.1)  Angaben zu einem besonderen Berufsstand:
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: –

III.3.2)  Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 
Juristische Personen müssen die Namen und die 
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung 
verantwortlich sind: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)  Verfahrensart

IV.1.1)  Verfahrensart: Offen

IV.1.2)  Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme 
aufgefordert werden: –

IV.1.3)  Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer 
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2)  Zuschlagskriterien

IV.2.1)  Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2)  Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt: –

IV.3)  Verwaltungsangaben

IV.3.1)  Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
SBH VOB EU 024-16 S

IV.3.2)  Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags: 
Ja
Vorinformation
Bekanntmachungsnummer im ABl: 
2015/S 230-417366 vom 27. November 2015

IV.3.3)  Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der 
Beschreibung:
Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 6. April 2016, 
10.00 Uhr.
Kostenpflichtige Unterlagen: Ja
Preis: 10,– Euro pro Los
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und 
Briefmarken werden nicht angenommen. Barzah-
lung ist nicht möglich.
Empfänger:  
Landesbetrieb Schulbau Hamburg 
IBAN: DE 25200000000020101529 
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg 
Verwendungszweck: 7005851,  
SBH VOB EU 024-16 S
Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend 
das LOS oder die LOSE an, für welche Sie die 
Unterlagen wünschen. Bitte beachten Sie, dass 
der Betrag von 10,– Euro pro Los fällig wird. Bei 
Abforderung der Unterlagen zu mehreren Losen 
summiert sich der Betrag entsprechend auf.
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, 
wenn der Nachweis über die Einzahlung vorliegt. 
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Bei Bank- und Postüberweisung bitte gleichzeitig 
ein Anforderungsschreiben an die Kontaktstelle, 
per Telefax oder an die E-Mail-Adresse senden.
Bitte nur eine der genannten Varianten wählen.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge:

7. April 2016, 10.00 Uhr.

IV.3.5)  Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte 
Bewerber: –

IV.3.6)  Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7)  Bindefrist des Angebots: 

Laufzeit: 45 Tage ab dem Schlusstermin für den 
Eingang der Angebote.

IV.3.8)  Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 

Tag: 7. April 2016, 10.00 Uhr

Ort: An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Zimmer 006

Personen, die bei der Öffnung der Angebote 
anwesend sein dürfen: Ja, Bieter und/oder ihre 
Bevollmächtigten.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)  Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2)  Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorha-
ben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
Europäischen Union finanziert wird: Nein

VI.3)  Zusätzliche Angaben: 

Anfragen von Bietern werden in anonymisierter 
Form nebst Beantwortung auf der folgenden 
Homepage veröffentlicht: 

http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/

Informationen werden per Post, Telefax oder 
elektronisch übermittelt. Die Ausschreibungsun-
terlagen werden postalisch versandt.

Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unabhän-
gig von einer möglichen Veröffentlichung kann 
der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen 
nach dem HmbTG sein. 

VI.4)  Rechtsbehelfsverfahren/ 
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)  Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/ 
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:

Vergabekammer der Behörde  
für Stadtentwicklung und Wohnen

Postanschrift:

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,  
Deutschland 
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2)  Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt 
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf 
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3 
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller 
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften 
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. 
Die Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn 
sie nicht später als 14 Kalendertage nach Kennt-
nis des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4 
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn 
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind.

VI.4.3)  Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5)  Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

22. Februar 2016

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen 
Auftraggeber: Neubau der Mensa+ und Einschub an den 
Schulen am Sachsenweg hier: Tiefgründung; Erd bau-
arbeiten; Gerüstbauarbeiten.

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Tiefgründungsarbeiten

1)  Kurze Beschreibung:

– Baustelleneinrichtung für den Umfang der 
Arbeiten einschl. aller erforderlichen Werk-
zeuge und Maschinen;

– Erstellen von Verdrängungsbohrpfählen:

 • Ca. 41 Pfähle für Last von bis zu 800 kN,

 • Ca. 45 Pfähle für Last von bis zu 1200 kN;

– Dokumentation der Arbeiten.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

 Hauptgegenstand: 45262211

3) Menge oder Umfang: 

 Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 91.200,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren 
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 

 Voraussichtlicher Ausführungstermin: Juni 2016 
bis August 2016. Die Öffnung der Angebote 
findet statt am 7. April 2016 um 10.00 Uhr in 
Raum 006.
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Los-Nr. 2
Bezeichnung: Erdbauarbeiten
1)  Kurze Beschreibung:

– Baustelleneinrichtung für den Umfang der 
Arbeiten einschl. aller erforderlichen Werk-
zeuge und Maschinen;

– Aushub Baugrube inkl. Abfahrt des Materials 
ca. 1700 m³;

– Ausführung Tragschicht für Pfahlbohrarbei-
ten ca. 1150 m²;

– Hinterfüllung Fundamente ca. 875 m².
2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-

träge (CPV)
 Hauptgegenstand: 45112000
3) Menge oder Umfang: 
 Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 126.500,– Euro
4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren 

und/oder von der Vertragslaufzeit: –
5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 
 Voraussichtlicher Ausführungstermin: Mai 2016 

bis September 2016. Die Öffnung der Angebote 
findet statt am 7. April 2016 um 10.30 Uhr in 
Raum 006.

Los-Nr. 3
Bezeichnung: Gerüstbauarbeiten
1)  Kurze Beschreibung:

– Fassadengerüst ca. 1 700 m²;
– Innengerüste ca. 400 m².

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

 Hauptgegenstand: 45262100
3) Menge oder Umfang: 
 Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 50.200,– Euro
4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren 

und/oder von der Vertragslaufzeit: –
5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 
 Voraussichtlicher Ausführungstermin: Juni 2016 

bis Mai 2017. Die Öffnung der Angebote findet 
statt am 7. April 2016 um 11.00 Uhr in Raum 006.

Hamburg, den 23. Februar 2016

Die Finanzbehörde 190

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)  Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg
Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg, Einkauf/Vergabe,  
Ausschreibungsmanagement VOB U 42 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Kontaktstelle(n): Einkauf/Vergabe
Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

Internet-Adresse(n):  
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/ 
des Auftraggebers: 

http://www.hamburg.de/schulbau/

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen 
(ein schließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chen Dialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken:

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

die oben genannten Kontaktstellen

I.2)  Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3)  Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag  
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1)  Beschreibung

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen 
Auftraggeber:

Neubau der Mensa+ und Einschub an den Schu-
len am Sachsenweg hier: Dachdecker; PR-Fas-
sade, Fenster, Glasfassade; – Vorgehängte hinter-
lüftete Fassade.

II.1.2)  Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Bauauftrag

Hauptort der Ausführung, Lieferung  
oder Dienst leistungserbringung: 

Sachsenweg 74-76, 22455 Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3)  Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen 
Auftrag.

II.1.4)  Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5)  Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Der Campus Schulen am Sachsenweg beherbergt 
das Gymnasium Ohmoor, die Stadtteilschule 
Niendorf und die Grundschule Sachsenweg und 
liegt im Hamburger Stadtteil Niendorf. 

Der Neubau „Mensa+“ umfasst einen zweige-
schossigen freistehenden Neubau in Massiv-bau-
weise und beherbergt folgende Funktionen: 
Mensa mit angeschlossener Vollküche, Biblio-
thek, Fachklassen, Sanitär- und Nebenräume. 
Die BGF des Gebäudes beträgt ca. 2250 m². Die 
Baustelle ist über die Straße Sachsenweg unab-
hängig vom Schulbetrieb anfahrbar.
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Beginn und Abschluss der gesamten Baumaß-
nahmen: voraussichtlich Mai 2016 bis September 
2017.

Hier:

Los 1 Dachdeckerarbeiten;

Los 2 P/R-Fassade, Fenster, Glasfassade;

Los 3 vorgehängte, hinterlüftete Fassade.

II.1.6)  Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge 
(CPV)

Hauptgegenstand: 45214210

II.1.7)  Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8)  Lose

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9)  Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2)  Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1)  Gesamtmenge bzw. -umfang:

Gemäß Kostenschätzung beträgt der Auftrags-
wert für alle Lose ca. 670.600,– Euro (netto).

Geschätzter Wert ohne MwSt: 670.600,– Euro

II.2.2)  Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3)  Vertragslaufzeit bzw.  
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Laufzeit: –

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFT LICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE INFORMATIONEN

III.1)  Bedingungen für den Auftrag

III.1.1)  Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2)  Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3)  Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Be-
dingungen zugelassen: Bietergemeinschaften sind 
zugelassen, wenn jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet und dem 
Auftraggeber ein Ansprechpartner benannt und 
mit unbeschränkter Vertretungsbefugnis ausge-
stattet wird.

III.1.4)  Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2)  Teilnahmebedingungen

III.2.1)  Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers 
so wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in 
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER Nachweis über den Eintrag im Handelsre-
gister nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvor-
schrift bzw. Nachweis des Eintrags in der Hand-
werkerrolle zum Nachweis der Fachkunde (gültig 
und den aktuellen Stand abbildend).

III.2.2)  Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER

–  Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 
(gültig und nicht älter als 12 Monate),

–  Bescheinigung in Steuersachen (gültig und 
nicht älter als 12 Monate),

–  Umsätze aus den drei Jahren 2012, 2013 und 
2014,

und

– gültige Freistellungsbescheinigung.

III.2.3)  Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER mindestens 3 Referenzen zu vergleichba-
ren Leistungen nicht älter als drei Jahre.

III.2.4)  Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3)  Besondere Bedingungen für  
Dienstleistungsaufträge

III.3.1)  Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: –

III.3.2)  Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die 
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung 
verantwortlich sind: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)  Verfahrensart

IV.1.1)  Verfahrensart: Offen

IV.1.2)  Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme 
aufgefordert werden: –

IV.1.3)  Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer 
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2)  Zuschlagskriterien

IV.2.1)  Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2)  Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt: –
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IV.3)  Verwaltungsangaben

IV.3.1)  Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
SBH VOB EU 026-16 TG

IV.3.2)  Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags: 
Ja
Vorinformation
Bekanntmachungsnummer im ABl: 
2015/S 230-417366 vom 27. November 2015

IV.3.3)  Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der 
Beschreibung:
Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 5. April 2016, 
10.00 Uhr.
Kostenpflichtige Unterlagen: Ja
Preis: 10,– Euro pro Los
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und 
Briefmarken werden nicht angenommen. Barzah-
lung ist nicht möglich.
Empfänger:  
Landesbetrieb Schulbau Hamburg 
IBAN: DE 25200000000020101529 
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg 
Verwendungszweck: 7005851,  
SBH VOB EU 026-16 TG
Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend 
das LOS oder die LOSE an, für welche Sie die 
Unterlagen wünschen. Bitte beachten Sie, dass 
der Betrag von 10,– Euro pro Los fällig wird. Bei 
Abforderung der Unterlagen zu mehreren Losen 
summiert sich der Betrag entsprechend auf.
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, 
wenn der Nachweis über die Einzahlung vorliegt. 
Bei Bank- und Postüberweisung bitte gleichzeitig 
ein Anforderungsschreiben an die Kontaktstelle, 
per Telefax oder an die E-Mail-Adresse senden.
Bitte nur eine der genannten Varianten wählen.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge: 6. April 2016, 10.00 Uhr.

IV.3.5)  Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte 
Bewerber: –

IV.3.6)  Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7)  Bindefrist des Angebots: 
Laufzeit: 45 Tage ab dem Schlusstermin für den 
Eingang der Angebote.

IV.3.8)  Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 
Tag: 6. April 2016, 10.00 Uhr
Ort: An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Zimmer 005
Personen, die bei der Öffnung der Angebote 
anwesend sein dürfen: Ja, Bieter und/oder ihre 
Bevollmächtigten.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)  Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2)  Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorha-
ben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
Europäischen Union finanziert wird: Nein

VI.3)  Zusätzliche Angaben: 
Anfragen von Bietern werden in anonymisierter 
Form nebst Beantwortung auf der folgenden 
Homepage veröffentlicht: 
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/
Informationen werden per Post, Telefax oder 
elektronisch übermittelt. Die Ausschreibungsun-
terlagen werden postalisch versandt.
Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unabhän-
gig von einer möglichen Veröffentlichung kann 
der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen 
nach dem HmbTG sein. 

VI.4)  Rechtsbehelfsverfahren/ 
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)  Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/ 
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer der Behörde  
für Stadtentwicklung und Wohnen
Postanschrift:
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,  
Deutschland 
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2)  Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt 
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 
Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf 
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3 
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller 
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften 
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. 
Die Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn 
sie nicht später als 14 Kalendertage nach Kennt-
nis des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.
Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4 
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn 
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind.

VI.4.3)  Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt: 
Offizielle Bezeichnung:
SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5)  Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
22. Februar 2016
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ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen 
Auftraggeber: Neubau der Mensa+ und Einschub an den 
Schulen am Sachsenweg hier: Dachdecker; PR-Fassade, 
Fenster, Glasfassade; – Vorgehängte hinterlüftete Fassade.

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Dachdeckerarbeiten

1)  Kurze Beschreibung:

– Bituminöse Dachabdichtung auf Wärmedäm-
mung ca. 1 000 m²;

– Dachrinnen inkl. Fallleitungen;

– NRA-Öffnungen Treppenhäuser 2 St.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

 Hauptgegenstand: 45261410

3) Menge oder Umfang: 

 Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 150.400,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren 
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 

 Voraussichtlicher Ausführungstermin: Novem ber 
2016 bis Januar 2017. Die Öffnung der Angebote 
findet statt am 6. April 2016 um 10.00 Uhr in 
Raum 005.

Los-Nr. 2

Bezeichnung: P/R-Fassade, Fenster, Glasfassade

1)  Kurze Beschreibung:

– Pfosten-Riegel-Fassaden, Aluminium ca. 190 
m²;

– Fensterfassaden Aluminium ca. 250 m²;

– 2-flügelige Außentüren 4 St.;

– Dachfenster ca. 30 m² mit NRA.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

 Hauptgegenstand: 45421100

3) Menge oder Umfang: 

 Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 392.100,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren 
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 

 Voraussichtlicher Ausführungstermin: November 
2016 bis Februar 2017. Die Öffnung der Angebote 
findet statt am 6. April 2016 um 10.30 Uhr in 
Raum 005.

Los-Nr. 3

Bezeichnung: Vorgehängte, hinterlüftete Fassade

1)  Kurze Beschreibung:

Faserzementfassade inkl. Unterkonstruktion aus 
Holz und Fassadendämmung ca. 200 m².

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

 Hauptgegenstand: 45443000

3) Menge oder Umfang: 

 Veranschlagte Kosten ohne MwSt: 128.100,– Euro

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren 
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 
 Voraussichtlicher Ausführungstermin: Februar 

2017 bis April 2017. Die Öffnung der Angebote 
findet statt am 6. April 2016 um 11.00 Uhr in 
Raum 005.

Hamburg, den 23. Februar 2016

Die Finanzbehörde 191

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)  Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg
Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg,  
U 40, Einkauf/Vergabe,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von Frau Kirsten Spann
Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
Internet-Adresse(n):  
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/ 
des Auftraggebers: 
http://www.hamburg.de/schulbau/
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen 
(ein schließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chen Dialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2)  Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3)  Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag  
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1)  Beschreibung

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen 
Auftraggeber:
Sanierung des Hauptgebäudes des Gymnasiums 
Lerchenfeld am Standort Lerchenfeld 10, Ham-
burg – Objektplanung gemäß § 34 HOAI.

II.1.2)  Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Dienstleistungen
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Dienstleistungskategorie Nr: 12

Architektur, technische Beratung und Planung, 
integrierte technische Leistungen, Stadt- und 
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.

Hauptort der Ausführung, Lieferung  
oder Dienst leistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3)  Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen 
Auftrag.

II.1.4)  Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5)  Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum  
1. Januar 2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushalts-
ordnung den Landesbetrieb SBH | Schulbau 
Hamburg (nachstehend SBH genannt) gegrün-
det. Dieser Landesbetrieb hat die Aufgabe, die 
Schulimmobilien unter Berücksichtigung der 
schulischen Belange nach wirtschaftlichen 
Grund sätzen zu planen, zu bauen, zu unterhalten 
und zu bewirtschaften und die mehr als 400 
Schulen an die Behörde für Schule und Berufsbil-
dung (BSB) zu vermieten. Die Schulimmobilien 
umfassen sämtliche für schulische Zwecke 
genutzten Grundstücke und Gebäude der staatli-
chen und beruflichen Schulen. Die Grundstücks-
fläche be trägt etwa 9,1 Mio. m² und die 
Hauptnutzungs fläche etwa 3,1 Mio. m².

In dieser Tätigkeit wurde SBH von der BSB mit 
der Sanierung des Hauptgebäudes des Gymnasi-
ums Lerchenfeld am Standort Lerchenfeld 10 in 
Hamburg beauftragt. Das Gymnasium liegt zen-
trumsnah in Hamburg im Stadtteil Uhlenhorst. 
Die Gebäude wurden beginnend mit dem Haupt-
gebäude ab 1910 errichtet. Es ist von Anbeginn 
seiner Gründung als Gymnasium in Funktion. 
Trotz der Bauzeit und unmittelbaren Nähe zu 
denkmalgeschützten Gebäuden, wie das Hammo-
niabad wurde das Gebäude nicht unter Denkmal-
schutz gestellt, da große Gebäudeteile, wie das 
Dach, unwiederbringlich im 2. Weltkrieg zerstört 
wurden. 

Der Gebäudekomplex umfasst 8 Gebäude, welche 
in mehreren Epochen errichtet wurden. Die Ge -
bäude befinden sich auf einem ca. 1.3750 m² gro-
ßen Grundstück mit gering anteiligen Sport- und 
Grünanlagen. Neben dem zu sanierenden Haupt-
gebäude verfügt das Gymnasium über ein Ein-
gangszentrum mit Esseneinnahmefläche, einen 
Klassenpavillon, ein Musikpavillonhaus, 2 Klas-
sengebäude und 2 Einfeldsporthallen. 

Bei dem zu sanierenden Gebäude handelt es sich 
um ein viergeschossiges Gebäude inkl. Vollunter-
kellerung für die Technikräume. Das Gebäude 
mit einer Nettogrundfläche von 3.550 m² grenzt 
das Schulgelände zur Straße Lerchenfeld ab. 

Ziel der Maßnahme ist die Sanierung der natur-
wissenschaftlichen Fach- und Unterrichtsräume 
(ausgenommen Chemie), die Renovierung der 
Klassen- und Verwaltungsräume sowie der 
WC-Anlagen. Vorrangig sind bei der Sanierung 

die Brandschutzanforderungen an Schulen durch 
Ertüchtigung der tragenden Bauteile, Anord-
nung der Rettungswege und Beseitigung von 
Gefahrenstellen zu realisieren. Die Gebäudesub-
stanz befindet sich bis auf die straßenseitigen 
Fenster und das pfannengedeckte Dach in einem 
guten Zustand. Es ist keine energetische Sanie-
rung der Gebäudehülle erforderlich. Die Umset-
zung soll komprimiert im laufenden Betrieb 
erfolgen. Es sind im Gebäude mehrere Bauab-
schnitten grundsätzlich denkbar, allerdings in 
Abhängigkeit von der Raumorganisation zur Ge -
währleistung des Unterrichtes. Die organisatori-
schen Abhängigkeiten müssen mit dem Schulbe-
trieb in Einklang gebracht werden. Maßgeblich 
müssen jedoch Baustelleneinrichtung und Ver-
kehrsführung auf dem gesamten Schulgelände 
berücksichtigt werden. 
Für die Sanierung der Schule wurden von den 
Büros Wesselmann und Stürzl Gutachten erstellt. 
Die Gutachten (mind. teilweise) werden allen 
Bietern im Rahmen der Angebotsaufforderung 
zur Verfügung gestellt. Die Verfasser sind nicht 
von der Teilnahme an dem Verfahren ausge-
schlossen. 
Für die Umsetzung der Maßnahme ist ein Gesamt-
investitionsvolumen von 4,07 Mio. Euro brutto 
(gem. DIN 276 Kostengruppe 200-700) vorgese-
hen. Der Betrag ist als Kostenobergrenze zu ver-
stehen und wird Bestandteil des Vertrages. 
Baubeginn: Juni 2017  
Baufertigstellung: Ende 2018 
Planung und Ausführung werden in engem Kon-
takt mit der Schulleitung und durch den AG 
SBH abgestimmt. 
Die zu vergebenden Leistungen bestehen aus:
– Leistungsphase 2-3 Objektplanung gem. § 34 

HOAI.
– Leistungsphasen 4-8 Objektplanung gemäß 

§ 34 HOAI als optionale Beauftragung durch 
Festlegung des AG, ggf. in noch vom AG fest-
zulegenden Stufen.

– Besondere Leistungen in allen Leistungspha-
sen Objektplanung gemäß § 34 HOAI als opti-
onale Beauftragung durch Festlegung des AG, 
ggf. in noch vom AG festzulegenden Stufen.

Die Schulleitung nimmt ggf. in beratender Funk-
tion an den Angebotsverhandlungen teil. Die 
Vergabestelle lässt sich in der operativen Umset-
zung dieses VOF-Verfahrens durch D&K drost 
consult GmbH, Hamburg, unterstützen und 
beratend begleiten.

II.1.6)  Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge 
(CPV)
Hauptgegenstand: 71240000

II.1.7)  Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8)  Lose: Nein

II.1.9)  Varianten/Alternativangebote sind zulässig: –

II.2)  Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1)  Gesamtmenge bzw. -umfang:
Gemäß Schwellenwertberechnung wird das 
Honorarvolumen für die Leistungen der Objekt-
planung auf ca. 310.000,– Euro ohne Berücksichti-
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gung eines Umbauzuschlags und der Nebenkos-
ten geschätzt.
Geschätzter Wert ohne MwSt: 310.000,– Euro

II.2.2)  Angaben zu Optionen: Ja
– Leistungsphasen 4-8 Objektplanung gemäß 

§ 34 HOAI als optionale Beauftragung durch 
Festlegung des AG, ggf. in noch vom AG fest-
zulegenden Stufen.

– Besondere Leistungen in allen Leistungspha-
sen Objektplanung gemäß § 34 HOAI als opti-
onale Beauftragung durch Festlegung des AG, 
ggf. in noch vom AG festzulegenden Stufen.

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3)  Vertragslaufzeit bzw.  
Beginn und Ende der Auftragsausführung:
Laufzeit: 26 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFT LICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE INFORMATIONEN

III.1)  Bedingungen für den Auftrag

III.1.1)  Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Deckungssummen der Berufshaftpflicht:
Deckungssummen für Personenschäden von 
mindestens 1.500.000,– Euro (pro Schadensfall) 
und für sonstige Schäden von mindestens 
500.000,– Euro (pro Schadensfall) bei einem in 
der EU zugelassenen Haftpflichtversicherer oder 
Kreditinstitut. Versicherungsnachweise bei Bie-
tergemeinschaften müssen von jedem Mitglied 
einzeln und die Deckungssummen in voller Höhe 
nachgewiesen werden. Es ist der Nachweis zu 
erbringen, dass die Maximierung der Ersatzleis-
tung mindestens das Zweifache der Versiche-
rungssumme beträgt, d. h. die Versicherung muss 
bestätigen, dass für den Fall, dass bei der Bewer-
berin bzw. dem Bewerber mehrere Versiche-
rungsfälle in einem Jahr eintreten (z. B. aus ande-
ren Verträgen mit anderen Auftraggebern), die 
Obergrenze für die Zahlungsverpflichtung der 
Versicherung bei mindestens dem Zweifachen 
der obenstehenden Versicherungssummen liegt. 
Der Auftraggeber behält sich vor, die Höhe der 
oben geforderten Mindestdeckungssummen im 
weiteren Verfahren zum Gegenstand der Ver-
handlungen zu erklären. In diesem Zusammen-
hang erklärt der/die Bewerber/in insofern seine 
bzw. ihre Bereitschaft sowohl zur Anpassung auf 
die oben geforderten Mindestdeckungssummen 
als auch im Bedarfsfall zur Erhöhung der oben 
geforderten Mindestdeckungssummen. (Die 
schriftliche Bestätigung der Versicherung der Be -
werber/innen, die Berufshaftpflicht im Auftrags-
fall auf die geforderten Höhen anzuheben oder 
zum Abschluss einer objektbezogenen Versiche-
rung bereit zu sein, ist als Nachweis ausreichend.)

III.1.2)  Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3)  Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird:
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-

schuldnerisch haftet und ein Mitglied als Pro-
jektleiter und Ansprechpartner dem Auftragge-
ber gegenüber benannt und mit unbeschränkter 
Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

III.1.4)  Sonstige besondere Bedingungen:
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja
Der jeweilige Auftragnehmer sowie sämtliche mit 
der Ausführung befassten Beschäftigten dessel-
ben werden nach Maßgabe des Gesetzes über die 
förm liche Verpflichtung nichtbeamteter Perso-
nen (Verpflichtungsgesetz) vom 2. März 1974, 
geändert durch das Gesetz vom 15. August 1974, 
durch die zuständige Stelle des Auftraggebers 
gesondert verpflichtet. 

III.2)  Teilnahmebedingungen

III.2.1)  Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers 
so wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in 
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:
Angaben der Bewerber gemäß VOF § 4 (2), (3);  
§ 4 (6) a) bis g), (9) a) bis e); § 5 (1). Die Durch-
führung der Leistungen soll gemäß § 2 (3) unab-
hängig von Ausführungs- und Lieferinteressen 
erfolgen. Mit dem Teilnahmeantrag sind fol-
gende Unterlagen und Erklärungen abzugeben:
– vollständig ausgefüllter Bewerberbogen, anzu-

fordern bei der genannten Kontaktstelle.
– Anlage 1A: Nachweis über die Eintragung im 

Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe 
der jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie).

– Anlage 1B: Eigenerklärung zur Zuverlässig-
keit (Vordruck).

– Anlage 1C: Erklärung, ob und auf welche Art 
der Bewerber auf den Antrag bezogen in rele-
vanter Weise mit anderen zusammenarbeitet 
(Vordruck).

– Anlage 1D: Bereitschaft zur Verpflichtung 
gemäß Verpflichtungsgesetz (Vordruck).

– Anlage 1E: Bevollmächtigung des Vertreters 
bei Bietergemeinschaften (Vordruck).

– Anlage 1F: Angaben zu Auftragsteilen in einer 
Bietergemeinschaft (Vordruck).

– Anlage 1G: Erklärung über die Leistungsbe-
reitstellung bei Unterauftragsnehmern (Vor-
druck).

– Anlage 1H: Eigenerklärung zur Tariftreue 
und zur Zahlung eines Mindestlohnes § 3 
Hamburgisches Vergabegesetz (Vordruck).

– Anlage 2A: Bescheinigung über eine abge-
schlossene Berufshaftpflichtversicherung mit 
den unter III.1.1 genannten Deckungssum-
men (in Kopie) und die schriftliche Erklärung 
der Bereitschaft einer etwaigen Anhebung 
gemäß Ziffer III.1.1. Bei Bietergemeinschaften 
siehe Ziffer III.1.1.

– Anlage 3A: Nachweis über die Berufszulas-
sung oder Bescheinigung über die berufliche 
Befähigung des Bewerbers (in Kopie).

– Anlage 3B: Darstellung von zwei vergleichba-
ren Referenzprojekten (siehe III.2.3 sowie 
IV.1.2).
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Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis 
auf Kammerurkunden, Diplom-Urkunden und 
Referenzschreiben) nicht älter als 12 Monate und 
noch gültig sein. Mehrfachbeteiligungen in per-
sonell identischer Form werden nicht zugelassen. 
Bewerbungen per E-Mail sind nicht zulässig. Die 
Bewerbungsfrist ist zwingend einzuhalten. Die 
geforderten Unterlagen sind bei Bietergemein-
schaften für alle Mitglieder vorzulegen, wobei 
jedes Mitglied seine Eignung für die Leistung 
nachweisen muss, die es übernehmen soll; die 
Aufteilung ist anzugeben. Bei Bewerbungen mit 
Unterauftragnehmern sind die geforderten 
Unterlagen für den Bewerber sowie für alle 
Unterauftragnehmer vorzulegen. Ausländische 
Bewerber können an der Stelle der geforderten 
Eignungsnachweise auch vergleichbare Nach-
weise vorlegen. Sie werden anerkannt, wenn die 
nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Staa-
tes, in dem das Unternehmen ansässig ist, erstellt 
wurden. Bestätigungen in anderen als der deut-
schen Sprache sind in beglaubigter Übersetzung 
vorzulegen. Das Format der Unterlagen darf  
DIN A3 nicht überschreiten. Die einzureichen-
den Unterlagen sind deutlich sichtbar mit Ziffern 
und Buchstaben in der im Bewerbungsbogen 
vorgegebenen Reihenfolge zu kennzeichnen. Die 
Seiten sind durchgehend zu nummerieren. Die 
Bewerbung und zugehörige Unterlagen werden 
nicht zurückgesandt. Die Bewerbung ist in einem 
als Teilnahmeantrag (Vordruck Aufkleber) 
gekennzeichneten, verschlossenen Umschlag ein-
zureichen. Für die geforderten Angaben sind die 
Vordrucke sowie der Bewerbungsbogen auszufül-
len. Diese sind schriftlich oder unter der E-Mail 
vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de anzufor-
dern. Es sind nur Bewerbungen mit vollständig 
ausgefülltem und unterschriebenem Bewer-
bungsbogen sowie der beigefügten Vordrucke 
und den darin geforderten Angaben und Anlagen 
einzureichen. Der Bewerbungsbogen und die 
Vordrucke sind in den Originalen an den gekenn-
zeichneten Stellen zu unterschreiben. Gescannte 
oder kopierte Unterschriften werden nicht zuge-
lassen. Die Vergabestelle behält sich vor, weitere 
Angaben zu fordern.

III.2.2)  Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

(A) Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate 
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversiche-
rung oder eine entsprechende, umfassende Bank-
erklärung (mind. 1,5 Mio. Euro für Personen-
schäden, mind. 0,5 Mio. Euro für sonstige Schä-
den). Es ist der Nachweis zu erbringen, dass die 
Maximierung der Ersatzleistung mindestens das 
Zweifache der Versicherungssumme beträgt.

(B) Erklärung über den Teilumsatz des Bewer-
bers für den Leistungsbereich Objektplanung 
gem. § 34 HOAI in den letzten drei Geschäftsjah-
ren (je Jahr; 2012, 2013; 2014). Der durchschnitt-
liche Jahresteilumsatz muss mindestens 300.000,– 
Euro (netto) er  reichen. Sofern in Bietergemein-
schaft bzw. mit Unterbeauftragungen angeboten 
wird, muss die Jahresgesamtsumme aller Bieter 
der Gemeinschaft bzw. inkl. der Unterauftragneh-
mer zusammen den genannten Mindestwert errei-

chen. In der Erklärung sind die Umsatzzahlen 
jeweils pro Mitglied der Bietergemeinschaft oder 
Unterbeauftragung einzeln anzugeben. 
Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der 
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen, sieht § 5 Abs. 4 VOF aus berechtigten Grün-
den (z. B. erst vor kurzem er  folgte Unternehmens-
gründung) vor, dass die Leis  tungsfähigkeit durch 
andere, als geeignet erachtete Belege nachgewie-
sen werden kann (z. B. über die Höhe des Haf-
tungskapitals, Bürgschaftserklärungen Dritter 
o.ä.).

III.2.3)  Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
(A) Nachweis der beruflichen Befähigung des 
Bewerbers der für die Leistung vorgesehenen 
Personen: Architekt/in für die Leistung Objekt-
planung gem. § 19 (1) VOF. 
(B) Nachweis der erbrachten Leistungen für zwei 
Projekte für den Leistungsbereich Objektpla-
nung gem. § 34 HOAI. Dir Projekte müssen 
innerhalb der vergangenen 8 Jahre (Stichtag  
1. Januar 2008) mit dem Abschluss der Leistungs-
phase 8 und einer Übergabe an die Nutzer reali-
siert worden sein. Entsprechende Referenzen 
sind unter der Angabe der Projektbeschreibung, 
Angabe der erbrachten Leistungen gem. HOAI 
(Leistungsbild und Leistungsphasen), Angabe 
des Leistungszeitraums von Beginn bis Abschluss 
Leistungsphase 8 und Übergabe an den Nutzer, 
Angabe der Baukosten (KG 300 + 400 gem. DIN 
276) und der bearbeiten Bruttogeschossfläche 
(BGFa gem. DIN 277), der Nennung des Projekt-
leiters und ggf. beteiligter Unterauftragnehmer/
ARGE-Partner, der Nennung des Bauherren mit 
Ansprechpartner und Telefonnummer und Refe-
renzschreiben oder Referenzbestätigung des Bau-
herren einzureichen. Die zwei vergleichbaren 
Referenzprojekte sind auf maximal je einem Blatt 
DIN A3 detailliert vorzustellen. Aus den Refe-
renzen soll die Qualifikation des Bewerbers hin-
sichtlich Erfahrung mit vergleichbaren Projekten 
ersichtlich werden. Mit den Referenzen ist zwin-
gend eine Erfahrung mit öffentlichen Auftragge-
bern nachzuweisen.
(C) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäf-
tigten Mitarbeiter und Führungskräfte der letz-
ten drei Jahre (je Jahr 2013, 2014, 2015). Hiervon 
sind im Leistungsbereich Objektplanung gem.  
§ 34 HOAI mind. 3 festangestellte Architekten 
bzw. Absolventen der Fachrichtung Architektur 
im Durchschnitt der letzten drei Jahre nachzu-
weisen. Bietergemeinschaften und Bewerber mit 
Unterauftragnehmern können diese Anforde-
rung gemeinsam erfüllen.

III.2.4)  Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3)  Besondere Bedingungen für  
Dienstleistungsaufträge

III.3.1)  Angaben zu einem besonderen Berufsstand:
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: Ja
Geforderte Berufsqualifikation gem. § 19 (1)VOF. 
Als Berufsqualifikation wird der Beruf Architekt/
in für die Leistungen gem. § 34 HOAI gefordert. 
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Juristische Personen sind zugelassen, wenn sie 
für die Durchführung der Aufgabe verantwortli-
che Berufsangehörige gemäß vorangegangenem 
Satz benennen.

III.3.2)  Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die 
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung 
verantwortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)  Verfahrensart

IV.1.1)  Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden: 
Nein

IV.1.2)  Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme 
aufgefordert werden: 

Geplante Zahl der Wirtschaftsteilnehmer: 

Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5

Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 

Alle Bewerber, die einen Teilnahmeantrag frist-
gerecht eingereicht haben und die formalen Kri-
terien und Mindestanforderungen erfüllen, sind 
für die Wertung der Auswahlkriterien zugelas-
sen. Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten 
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie 
anhand der Auskünfte und Formalien, die zur 
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern, 
die nicht ausgeschlossen wurden und die die 
genannten Anforderungen erfüllen, diejenigen 
aus, die er zur Verhandlung auffordert. Die Aus-
wahl erfolgt anhand der für den Leistungsbereich 
Objektplanung gem. § 34 HOAI eingereichten 
zwei Referenzprojekte jeweils in den Kriterien 
vergleichbare Größe (0-2 Punkte), vergleichbare 
Bauaufgabe (0-3 Punkte), vergleichbares Leis-
tungsbild (0-2 Punkte), Qualität (0-2 Punkte) und 
die Vorlage eines Referenzschreibens oder einer 
Referenzbestätigung des Bauherren (0-1 Punkt). 
Insgesamt können mit den Referenzen zusam-
menmaximal 20 Punkte erreicht werden. Näheres 
hierzu siehe Abschnitt 3 des Auswahlbogens. Der 
bei der Auswahl verwendete Auswahlbogen mit 
den formalen Kriterien, Mindestanforderungen 
und Auswahlkriterien wird mit dem Bewer-
bungsbogen versandt. Erfüllen mehrere Bewer-
ber gleichermaßen die Anforderungen und ist die 
Bewerberzahl nach einer objektiven Auswahl 
entsprechend der zu Grunde gelegten Kriterien 
zu hoch, behält sich die Vergabestelle vor, die 
Teilnehmeranzahl zu erhöhen oder gem. § 10 (3) 
VOF unter den verbliebenen Bewerbern zu losen.

IV.1.3)  Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs:

Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw. 
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2)  Zuschlagskriterien

IV.2.1)  Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug 
auf die nachstehenden Kriterien:
Kriterien Gewichtung
1. Fachlicher Wert 15 %
2. Qualität 30 %

 3. Kundendienst  5 %
4. Ausführungszeitraum 20 %

 5. Preis/Honorar 30 %

IV.2.2)  Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt: 
Nein

IV.3)  Verwaltungsangaben

IV.3.1)  Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
SBH VOF 005-2016 PP

IV.3.2)  Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags: 
Nein

IV.3.3)  Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der 
Beschreibung:
Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 30. März 2016, 
14.00 Uhr.
Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge:
31. März 2016, 14.00 Uhr.

IV.3.5)  Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte 
Bewerber: –

IV.3.6)  Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7)  Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8)  Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)  Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2)  Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorha-
ben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
Europäischen Union finanziert wird: Nein

VI.3)  Zusätzliche Angaben: 
Anfragen von Bewerbern werden in anonymisier-
ter Form nebst Beantwortung auf der folgenden 
Homepage veröffentlicht:
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/
Die Beauftragung erfolgt stufenweise. Weitere 
vorläufige Termine des dem Teilnahmewettbe-
werb anschließenden Verhandlungsverfahrens: 
Versendung der Angebotsaufforderung 15. Ka - 
len derwoche 2016; Einreichung der Honoraran-
gebote 18. Kalenderwoche 2016; Verhandlungs-
gespräche 20. Kalenderwoche 2016.
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Informationen bzw. Ausschreibungsunterlagen 
werden per Post, Telefax oder elektronisch über-
mittelt.
Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unabhän-
gig von einer möglichen Veröffentlichung kann 
der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen 
nach dem HmbTG sein. 

VI.4)  Rechtsbehelfsverfahren/ 
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)  Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/ 
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer der Behörde  
für Stadtentwicklung und Wohnen
Postanschrift:
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,  
Deutschland 
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2)  Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt 
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 
Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf 
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3 
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller 
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften 
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. 
Die Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn 
sie nicht später als 14 Kalendertage nach Kennt-
nis des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.
Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4 
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn 
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind.

VI.4.3)  Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt: 
Offizielle Bezeichnung:
SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5)  Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
26. Februar 2016

Hamburg, den 29. Februar 2016
Die Finanzbehörde 192

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)  Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg,  
FB SBH | Schulbau Hamburg

Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg, Einkauf/Vergabe,  
Ausschreibungsmanagement VOB U 42 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland
Kontaktstelle(n):
Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
Internet-Adresse(n):  
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/ 
des Auftraggebers: 
http://www.hamburg.de/schulbau/
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen 
(ein schließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chen Dialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2)  Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3)  Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag  
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1)  Beschreibung

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen 
Auftraggeber:
Neubau eines zweigeschossigen Schulgebäudes 
für die Grundschule Rahewinkel mit einem 
Forum (Aula) und einer Mensa. Hier: Fassaden-
bauarbeiten

II.1.2)  Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Bauauftrag
Hauptort der Ausführung, Lieferung  
oder Dienst leistungserbringung: 
Rahewinkel 9, 22115 Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3)  Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen 
Auftrag.

II.1.4)  Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5)  Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 
Die Baumaßnahme umfasst einen zweigeschossi-
gen Neubau als Ersatzbau mit insgesamt 31 Klas-
sen- und Fachklassenräumen zzgl. Nebenräumen 
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um ein 2-geschossiges Forum. Die BGF des 
Gebäudes beträgt ca. 6.120 m². Die Baustelle wird 
auf einer Seite eng begrenzt durch eine unmittel-
bar angrenzende Privatgrundstücke.

Die Baustelle ist über die Straße Große Holl 
unabhängig vom angrenzenden Schulbetrieb 
anfahrbar. Eingeschränkte Lagerflächen befin-
den sich auf dem Grundstück. Beginn und 
Abschluss der gesamten Baumaßnahme voraus-
sichtlich März 2016 bis August 2017.

II.1.6)  Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge 
(CPV)

Hauptgegenstand: 45214210 
Ergänzende Gegenstände 45443000

II.1.7)  Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8)  Lose

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.9)  Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2)  Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1)  Gesamtmenge bzw. -umfang:

Holztafelbau-Konstruktionen: ca. 1.270 m², Un-
terkonstruktion und Dämmung auf Massivbau: 
ca. 650 m², Stabverkleidung aus Holz: ca. 1.700 m², 
Stabverkleidung aus Keramik: ca. 425 m².

Voraussichtlicher Ausführungstermin: Dezember 
2016 bis Mai 2017.

Geschätzter Wert ohne MwSt: 930.000,– Euro

II.2.2)  Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3)  Vertragslaufzeit bzw.  
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Laufzeit: –

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFT LICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE INFORMATIONEN

III.1)  Bedingungen für den Auftrag

III.1.1)  Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2)  Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3)  Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind unter folgenden Be-
dingungen zugelassen: Bietergemeinschaften sind 
zugelassen, wenn jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft gesamtschuldnerisch haftet und dem 
Auftraggeber ein Ansprechpartner benannt und 
mit unbeschränkter Vertretungsbefugnis ausge-
stattet wird.

III.1.4)  Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2)  Teilnahmebedingungen

III.2.1)  Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers 
so wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in 
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER Nachweis über den Eintrag im Handelsre-
gister nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsvor-
schrift bzw. Nachweis des Eintrags in der Hand-
werkerrolle zum Nachweis der Fachkunde (gültig 
und den aktuellen Stand abbildend).

III.2.2)  Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER:

–  Nachweis über die geleisteten Sozialabgaben 
(gültig und nicht älter als 12 Monate),

–  Bescheinigung in Steuersachen (gültig und 
nicht älter als 12 Monate),

–  Umsätze aus den drei Jahren 2012, 2013 und 
2014,

und

– gültige Freistellungsbescheinigung.

III.2.3)  Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Verweis auf Eintragung im Verein für Präqualifi-
kation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikati-
onsverzeichnis) unter Angabe der Nummer, 
ODER mindestens 3 Referenzen zu vergleichba-
ren Leistungen nicht älter als drei Jahre.

III.2.4)  Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3)  Besondere Bedingungen für  
Dienstleistungsaufträge

III.3.1)  Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: –

III.3.2)  Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die 
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung 
verantwortlich sind: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)  Verfahrensart

IV.1.1)  Verfahrensart: Offen

IV.1.2)  Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme 
aufgefordert werden: –

IV.1.3)  Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer 
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –
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IV.2)  Zuschlagskriterien

IV.2.1)  Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2)  Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt: –

IV.3)  Verwaltungsangaben

IV.3.1)  Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

SBH VOB EU 032-16 G

IV.3.2)  Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags: 
Ja

Vorinformation

Bekanntmachungsnummer im ABl: 
2015/S 230-417356 vom 27. November 2015

IV.3.3)  Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der 
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 4. April 2016, 
10.00 Uhr.

Kostenpflichtige Unterlagen: Ja

Preis: 10,– Euro

Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und 
Briefmarken werden nicht angenommen. Barzah-
lung ist nicht möglich.

Empfänger:  
Landesbetrieb Schulbau Hamburg 
IBAN: DE 25200000000020101529 
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg 
Verwendungszweck: 7005851,  
SBH VOB EU 032-16 G

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, 
wenn der Nachweis über die Einzahlung vorliegt. 
Bei Bank- und Postüberweisung bitte gleichzeitig 
ein Anforderungsschreiben an die Kontaktstelle, 
per Telefax oder an die E-Mail-Adresse senden.
Bitte nur eine der genannten Varianten wählen.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote 
oder Teilnahmeanträge:

5. April 2016, 10.10 Uhr.

IV.3.5)  Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte 
Bewerber: –

IV.3.6)  Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7)  Bindefrist des Angebots: 

Laufzeit: 45 Tage ab dem Schlusstermin für den 
Eingang der Angebote.

IV.3.8)  Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 

Tag:5. April 2016, 10.10 Uhr

Ort: An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Zimmer 004

Personen, die bei der Öffnung der Angebote 
anwesend sein dürfen: Ja, Bieter und/oder ihre 
Bevollmächtigten.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)  Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2)  Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorha-
ben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
Europäischen Union finanziert wird: Nein

VI.3)  Zusätzliche Angaben: 

Anfragen von Bietern werden in anonymisierter 
Form nebst Beantwortung auf der folgenden 
Homepage veröffentlicht: 

http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/

Informationen werden per Post, Telefax oder 
elektronisch übermittelt. Die Ausschreibungsun-
terlagen werden postalisch versandt.

Der zu schließende Vertrag unterliegt dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz (HmbTG). Bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird 
er nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG 
im Informationsregister veröffentlicht. Unabhän-
gig von einer möglichen Veröffentlichung kann 
der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen 
nach dem HmbTG sein. 

VI.4)  Rechtsbehelfsverfahren/ 
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)  Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/ 
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer der Behörde  
für Stadtentwicklung und Wohnen

Postanschrift: 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,  
Deutschland 
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2)  Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt 
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf 
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3 
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller 
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften 
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. 
Die Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn 
sie nicht später als 14 Kalendertage nach Kennt-
nis des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4 
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn 
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind.

VI.4.3)  Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung: 
SBH | Schulbau Hamburg,  
Rechtsabteilung U 1,  
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg, 
Deutschland

Telefax: +49 / 040 / 4 27 31 - 01 43 
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de



467Amtl. Anz. Nr. 19 Dienstag, den 8. März 2016

VI.5)  Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
29. Februar 2016

Hamburg, den 29. Februar 2016
Die Finanzbehörde 193

Öffentliche Ausschreibung

a) Freie und Hansestadt Hamburg  
Bezirksamt Hamburg-Mitte 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Klosterwall 8, 20095 Hamburg 
Telefon: 040 / 4 28 54 - 34 30, Telefax: 040 / 4 27 90 - 15 39 
E-Mail: dezernat4@hamburg-mitte.hamburg.de

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt

d) Straßenbau

e) Hamburg

f) Vergabenummer: M/MRÖ-12/2016
Umbau der Veringstraße von Vogelhüttendeich bis 50 m 
südlich Mannesallee und des Vogelhüttendeich von  
Veringstraße bis Hans-Sander-Straße im Zuge der Her-
stellung der Veloroute 11 auf einer Länge von ca. 500 m.
Die Nebenflächen werden mit Betonplatten/-pflaster 
50/25/8 cm bzw. 12,5/25/10 cm hergestellt. Die Fahrbahn 
erhält eine Deckenerneuerung, im Bereich des neu her-
zustellenden Kreisverkehrs wird ein Vollausbau durch-
geführt. 3 Buskaps werden neu hergestellt.
Gesamtfläche Asphalt: ca. 3.100 m² 
Gesamtfläche Pflaster: ca. 5.000 m²

g) Straßenverkehrsfläche

h) Nein

i) Beginn: April 2016, Ende: September 2016

j) Nein

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und 
Einsichtnahme vom 9. März 2016 bis 29. März 2016, 
montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 15.00 Uhr. An schrift 
siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: 24,–Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.
Empfänger: Kasse.Hamburg 
IBAN: DE81 2000 0000 0020 0015 81 
Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg 
Verwendungszweck: 2366000064846
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der 
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und 
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungs- 
schreiben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt

n) Die Angebote können bis zum 30. März 2016 um 10.30 
Uhr eingereicht werden.

o) Anschrift:
Bezirksamt Hamburg-Mitte 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Ausschreibungsstelle, VIII. Stock, Raum 823, 
Klosterwall 8, 20095 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 30. März 
2016 um 10.30 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o)

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit 
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nachun-
ternehmen beizubringen.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 9. Mai 2016.

w) Beschwerdestelle:

Bezirksamt Hamburg-Mitte 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
Dezernent, 
Klosterwall 8, 20095 Hamburg

Hamburg, den 1. März 2016
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Öffentliche Ausschreibungen 
der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Inne-
res und Sport, Zentrale Vergabestelle (ZVST) – organisato-
risch angebunden bei der Polizei –, beabsichtigt für den 
Lan  desbetrieb Verkehr (LBV) ein sogenanntes Gebots-
verfahren durchzuführen. Der LBV (Vermieter) strebt  
den Ab schluss eines Mietvertrages von zwei Mietverträ-
gen für Büroräume auf dem Grundstück Schnackenburg-
allee 43-45, 22525 Hamburg, mit je einem Mieter zum 
Zwecke der Herstellung und des Verkaufs von Kfz-Kenn-
zeichenschildern und ggf. weiterer Geschäfte, wie z. B. 
der Dienstleistung für die Vermittlung von Kfz-Haft-
pflicht- und Kfz-Kaskoversicherungen, an. Die Mietdauer 
ist jeweils auf maximal 5 Jahre begrenzt.

Interessierte Unternehmen haben sich zur Übersendung 
der Wettbewerbsunterlagen sowie zwecks Gewährleistung 
einer lückenlosen und einheitlichen Bieterkommunikation 
bis spätestens zum 14. März 2016 unter Angabe eines An -
sprechpartners und einer E-Mail-Kontaktadresse mit Be-
nennung der Nr. 189872/16 des Gebotsverfahrens bei der 
ausschreibenden Stelle per E-Mail über deren Postfach: 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de zu melden; den „Be -
werbern“ werden dann entsprechende Gebotsunterlagen 
zugesandt.

Unternehmen, welche sich nicht fristgemäß melden, 
werden nicht zum Wettbewerb zugelassen und im weiteren 
Verfahren nicht als Bieter berücksichtigt.

Weitere Informationen zu dieser Ausschreibung ein-
schließlich Hinweisen zum Bezug der Ausschreibungsun-
terlagen sind auf der Internetseite www.hamburg.de (Such-
begriff: „polizei ausschreibungen“) hinterlegt oder unter 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de erhältlich.

Hamburg, den 1. März 2016

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 195
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Gläubigeraufruf
Der Verein IG-Hamm Nord e.V. ist aufgelöst worden. 

Die Gläubiger werden gebeten, sich bei dem Verein zu 
 melden.

Hamburg, den 12. Januar 2016
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Gläubigeraufruf

Die Gesellschaft PRO OFFICE Handelsgesellschaft 
für EDV Zubehör mbH mit Sitz in Hamburg ist aufgelöst 
worden. Die Gläubiger der Gesellschaft werden gebeten, 
sich bei ihr zu melden.

Hamburg, den 3. Februar 2016
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Gläubigeraufruf
Der Verein Internationale Vereinigung Christlicher 

Geschäftsleute – Gruppe Hamburg e.V. (Amts gericht 
Hamburg, VR 9666) ist durch Beschluss der Mitgliederver-
sammlung vom 3. Dezember 2015 aufgelöst worden. Zur 

Liquidatorin wurde Frau Eike Döring, Dorfstraße 26 a, 
25551 Schlotfeld, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, 
ihre Ansprüche bei der Liquidatorin anzumelden.

Hamburg, den 4. Februar 2016
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Gläubigeraufruf

Die Gesellschaft GENIMEX Handelsgesellschaft mbH 
mit Sitz in Hamburg ist aufgelöst worden. Die Gläubiger 
der Gesellschaft werden gebeten, sich bei ihr zu melden.

Hamburg, den 4. Februar 2016
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Gläubigeraufruf
Der Verein FCC Familien Camping Club e.V. mit Sitz 

in Hamburg ist aufgelöst worden. Die Gläubiger werden 
gebeten, ihre Ansprüche beim Verein anzumelden.

Hamburg, den 17. Februar 2016

Der Liquidator 200

Sonstige Mitteilungen


